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In dem Verfahren BSG 33/15-H S

Bundesvorstand der Piratenpartei Deutschland,
— Berufungsführer und Antragsgegner —

gegen

, mit unbekannter Anschri�
— Berufungsgegner und Antragssteller —

wegen Berufung gegen einen Ordnungsmaßnahmeneinspruch

hat das Bundesschiedsgericht in der Sitzung am02.07.2015 durch die Richter Claudia Schmidt, Florian
Zumkeller-Quast, Georg von Boroviczeny, Harald Kibbat und Markus Gerstel entschieden:

Das Verfahren wird nicht erö�net.

I. Sachverhalt

Mit E-Mail vom 17.06.2015wendet sich der stellvertretende Vorsitzende der Piratenpartei Deutschland,
, gegen ein Urteil des Landesschiedsgerichts Hessen zu einem Ordnungsmaßnahmeneinspruch

vom 30.05.2015 mit dem Aktenzeichen LSGHE-2015-04-23.

DemSchreibenwar eine Dokumentation des Beschlusses #5422 der kommissarischen Vertretung vom
25.06.2014beigefügt, der das ehemaligeBundesvorstandsmitglied A alsUmsetzungsverantwort-
lichen auswies für diemit diesemBeschluss gegen den Antragssteller verhängteOrdnungsmaßnahme
der Aberkennung der Fähigkeit bis zum 30.06.2016 ein Parteiamt zu bekleiden.

Der stellvertretende Vorsitzende legt dar, dass er mit diesem Schreiben „fristwahrend“ Berufung ein-
lege und trägt vor, dass aus der layoutgemäßen Betrachtung des Beschlusses die Bestimmung von
A als Umsetzungsverantwortlichen Teil desselben Beschlusses gewesen sei. Dies sei unzweifel-

ha� als Bevollmächtigung von A in dieser Sache zu sehen.

Weiter kündigt der stellvertretende Vorsitzende eine Berufungsbegründung durch „ B oder ein
anderes Mitglied des Justiziariats“ an.

Bereits am 15.06.2015 hatte der stellvertretende Vorsitzende dem Bundesschiedsgericht explizit „vor-
ab“ den Beschluss #14908 des Bundesvorstands vom 15.06.2015 übermittelt, mit welchem der Bun-
desvorstand das Justiziariat beau�ragte, Berufung gegen das Urteil vom 30.05.2015 mit dem Akten-
zeichen LSGHE-2015-04-23 einzulegen. Als Bearbeiter wird im Beschluss B genannt, „einWechsel
innerhalb des Justiziariats“ bleibe aber „unbenommen“.

Mit E-Mail vom 19.06.2015 teilte der Richter am Landesschiedsgericht Hessen, Emanuel Schach, mit,
dass die Versendung des Urteils an die Parteien per E-Mail am 02.06.2015 um 14:15 Uhr erfolgte. Das
anonymisierte Urteil1 wurde am selben Tag um 14:19 Uhr im parteieigenen Wiki verö�entlicht.

1https://wiki.piratenpartei.de/Datei:Urteil_anonym_LSG-HE-2015-04-26.pdf

https://wiki.piratenpartei.de/Datei:Urteil_anonym_LSG-HE-2015-04-26.pdf
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Auf Au�orderung zur Nachbesserung der Berufungsanrufung vom 18.06.2015 und Au�orderung zur
Erklärung über die Fristgemäßheit selbiger vom 19.06.2015 schrieb der stellvertretende Vorsitzende
am 23.06.2015, dass die Berufung zurückgenommen werde.

II. Entscheidungsgründe

Die Berufung ist unzulässig.

Eine vollständige, ordentliche Berufungsanrufung ging beim Bundesschiedsgericht nicht fristgerecht
ein. Die Berufungsfrist beträgt 14 Tage, § 13 Abs. 2 Satz 1 SGO. Gründe für eine längere Berufungsfrist
nach § 13 Abs. 2 Satz 4 SGO sind nicht vorgetragen worden und unter der Annahme der Identität von
Rechtsmittelbelehrungen inanonymsiertenverö�entlichtenunddemdenParteien zugesandtenUrteil
nicht ersichtlich.

ObdasUrteil denParteien tatsächlicham02.06.2015 zugegangen ist, oder erst später, bedarf keinernä-
heren Untersuchung. Ausweislich des Beschlusses vom 15.06.2015 liegt ein Zugang spätestens an die-
sem Tage nahe, allerspätestens aber kann aufgrund der Ausführungen im Schreiben vom 17.06.2015
vom Zugang an diesem Tage ausgegangen werden. Jedenfalls dem stellvertretenden Bundesvorsit-
zenden war spätestens an diesem Tage das Urteil o�ensichtlich zugegangen. Dieser Zugang ist dem
Bundesvorstand als Organ zuzurechnen, § 26 Abs. 2 Satz 2 BGB analog. Das späteste Fristende ist so-
mit der 01.07.2015 24:00 Uhr.

Eine Berufung ging vor diesem Zeitpunkt nicht vollständig ein. Die E-Mail vom 17.06.2014 stellt keine
Berufungsanrufung dar. Der stellvertretende Bundesvorsitzende war schon gar nicht bevollmächtigt,
eine solche einzulegen.

Sowäreder stellvertretendeBundesvorsitzendegrundsätzlichbefähigt, VerfahrensvertretereinerStreit-
partei in einem innerparteilichen Schiedsverfahren nach § 9 Abs. 2, 3 SGO zu sein, allerdings wurde er
nicht als solcher vom Bundesvorstand bestellt.

So wurde mit dem am 15.06.2015 überstellten Beschluss #14908 nicht nur der Wille des Bundesvor-
stands, Berufung einzulegen, eindeutig und klar erklärt, § 133 BGB, sondern auch gleichzeitig B
bevollmächtigt, § 133 BGB, § 9 Abs. 3 Satz 1 SGO. Ob die Vollmacht auch für die weiteren unbenannten
und unbestimmten Mitglieder des genannten „Justiziariats“ galt, kann hier dahinstehen. Der stellver-
tretende Bundesvorsitzende selbst ist jedenfalls nicht Teil desselben und behauptete dies auch gar
nicht. Auch eine implizite Bevollmächtigung des stellvertretenden Bundesvorsitzenden kommt auf-
grund der satzungsgemäßen expliziten Natur des notwendigen Widerrufs nicht in Betracht2.

Er konnte folglichauchmangels Vertretungsmachtdiebereits am15.06.2015eingelegteBerufungnicht
zurücknehmen. Diesewar jedoch unvollständig, was demBundesvorstand nach § 26 Abs. 2 Satz 2 BGB
analogbekanntwar.DemBerufungsschreiben fehltendiebeizulegendeberufungsfähigeEntscheidung,
§ 13 Abs. 2 Satz 2 sowie die Anschri� undweiteren Kontaktdaten des Antragstellers, § 8 Abs. 3 Nr. 1, die
vollständige Bennenung des Antragsgegners und dessen Anschri�, § 8 Abs. 3 Nr. 2, die zu stellenden
klaren und eindeutigen Anträge, § 8 Abs. 3 Nr. 3 sowie eine Begründung, §§ 13 Abs. 2 Satz 1, 8 Abs. 3

2Vgl. Bundesschiedsgericht, Urteil vom 10.06.2013, Az. BSG 2013-05-06-2, Seite 7, Punkt I.2. der Entscheidungsgründe.

http://piraten-bsg.de/#11047632
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Nr. 4 SGO. Die Ausführungen zurmöglichen Bevollmächtigung von A durch den Beschluss #5422
des stellvertretenden Bundesvorsitzenden vom 17.06.2015 sind mangels Postulationsfähigkeit nicht
als Parteivortrag heranzuziehen und können daher keine Begründung im Sinne der §§ 13 Abs. 2 Satz 1,
8 Abs. 3 Nr. 4 SGO darstellen.


